
Kurz zusammengefasst

 Frankreichs Handelsbilanz hat sich seit der

Einführung des Euros immer weiter ve

schlechtert und die Arbeitslosigkeit ist auf

Rekordniveau.

 Das liegt nicht an einer weniger produkt

ven Wirtschaft. Die Produktivität stieg in

Frankreich und Deutschland zwischen 2000

und 2012 fast gleich an.

 Unterschiedliche Zunahme der Reall

Sie stiegen in Frankreich moderat im Gleic

klang mit den Produktivitäts- und Preissteig

rungen. In Deutschland blieben sie

Agenda-2010 stark darunter.

 Das deutsche Lohndumping führt zu einer

Verschlechterung der relativen Wettbewerb

fähigkeit Frankreichs und ist maßgeblich für

das gewachsene französische Handelsb

lanzdefizit seit 2000 verantwortlich

 Frankreich wird sich offiziell dem Diktat der

Troika nie unterwerfen. Daher hat es nur zwei

Möglichkeiten auf das Lohndumping

Deutschlands zu reagieren: die „freiwillige“

Übernahme des deutschen Exportmodells in

einer Agenda 2020, oder Deutschland in e

nem „Aufstand der Südländer“ zu einem E

de der exportorientierten Lohnzurückhal

zu zwingen. In der politischen Praxis

bisschen von beidem umgesetzt werden
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Merkel hat den Euro-Krisenländern

ve Austeritätspolitik diktiert

gen der Löhne, Renten und Sozialausgaben.

Die Krisenländer unter dem Joch der Troika hat

es am stärksten getroffen.
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Verträge zur EU-weiten Vereinheitlichung der

Kürzungspolitik à la Merkel.

Durch den Zwang zur Austerität befindet sich

die Eurozone das zweite Jahr in der Rezession,

Griechenland sogar das sechste Jahr in Folge.

Zwar konnte der Chef der Europäischen Zent-

ralbank, Draghi, mit seinem geldpolitischen

Verbalradikalismus die Finanzmärkte beruhigen

und damit den Euro vorerst retten. Doch die

Situation in der Realwirtschaft wurde dadurch

nicht verbessert. In Griechenland ist bereits ein

Fünftel der Wirtschaftsleistung ausradiert wor-

den und die Talfahrt geht dieses Jahr so gut

wie ungebremst weiter. Zwei Drittel der griechi-

schen Jugendlichen sind arbeitslos.

Inzwischen hat sich die Rezession nach Kern-

europa durchgefressen. In Frankreich ist die

Wirtschaftsleistung im letzten Quartal 2012 und

im ersten Quartal 2013 um jeweils 0,2 Prozent

geschrumpft. Das Land befindet sich damit

offiziell in der Rezession.

Die Bundesregierung und die EU-Kommission

versuchen nun auch Frankreich zu einer Agen-

da-Politik zu bewegen. Die Kommission fordert

Frankreich direkt dazu auf, die Löhne zu kür-

zen. Das Argument ist altbekannt: Wer nicht

mehr wettbewerbsfähig ist, soll den Gürtel en-

ger schnallen. Der FDP-Fraktionsvorsitzende

Reinhard Brüderle warf Frankreichs Präsident

François Hollande sogar vor, sein Land herun-

tergewirtschaftet zu haben. Es würde sich nicht

mehr auf einer Augenhöhe mit Deutschland

befinden.

Frankreich braucht eine Agenda 2010

„mit Rentenkürzung, längerer Lebens-

arbeitszeit, Staatsquote runter."

EU-Energiekommissar Günther Oettin-

ger, 29.5.2013, Handelsblatt-Online

Frankreich und insbesondere die sozialistische

Regierungspartei ist von solch herablassenden

Äußerungen wenig amüsiert. In einem Positi-

onspapier wirft die Partei von Präsident

Hollande der Bundeskanzlerin eine mangelhaf-

te europäische Überzeugung vor. Merkel würde

aus „egoistischer Unnachgiebigkeit (..) nur an

die Spareinlagen jenseits des Rheins, die von

Berlin festgestellte Handelsbilanz und ihr Ab-

schneiden bei den nächsten Wahlen denken“.

Ein halbes Jahrhundert nach der Besiegelung

der deutsch-französischen Freundschaft durch

Unterzeichnung des Elysée-Vertrags, hängt der

Haussegen schief.

Deutschland und Frankreich bringen zusam-

mengenommen die Hälfte der gesamten Wirt-

schaftsleistung der Eurozone auf die Waage.



3

Der „deutsch-französische Motor“ war lange

maßgeblich für die politischen Entscheidungen

in Europa. Durch die deutsch-französischen

Streitigkeiten ist dieser Motor ins Stottern gera-

ten. Was ist dran an den deutschen Vorwürfen?

Braucht Frankreich als Hinterbänkler Nachhilfe

aus Deutschland? Oder ist die Grande Nation

ein europäischer Musterschüler und Deutsch-

land der Störenfried der Eurozone?

Die aktuellen Probleme Frankreichs

Die Arbeitslosenzahlen in Frankreich befinden

sich auf einem historischen Höchststand und

sind 24 Monate in Folge angestiegen. Im Mai

2013 waren 3,3 Millionen Franzosen offiziell als

arbeitslos registriert. Die Arbeitslosenrate liegt

bei über elf Prozent. In einer Umfrage von An-

fang März gaben 37 Prozent der befragten

Franzosen an, dass sie Entlassungen in ihren

Betrieben fürchteten. 75 Prozent hatten „wenig

Vertrauen“ in die zukünftige wirtschaftliche

Entwicklung.

Bedenklich ist außerdem, dass in Frankreich

eine rasante De-Industrialisierung abläuft. Bei

der Einführung des Euros lag der Anteil des

verarbeitenden Gewerbes an der gesamten

Wirtschaftsleistung mit knapp 18 Prozent be-

reits unter dem EU-Durchschnitt. Bis 2011 hat

sich der industrielle Anteil an der Gesamtwirt-

schaft in Frankreich überdurchschnittlich stark

reduziert und beträgt nur noch zwölfeinhalb

Prozent. In der EU ist nur noch in Griechenland

der industrielle Anteil so niedrig. In Deutschland

ist dagegen die Bedeutung des Industriesektors

gewachsen und mit einem Anteil von gut 26

Prozent mehr als doppelt so hoch wie in Frank-

reich. Aber Deutschland scheint ein Sonderfall

zu sein, denn es ist das einzige Land in der

Eurozone, in dem der Anteil des verarbeiten-

den Gewerbes an der gesamten Wirtschafts-

leistung zugenommen hat.

„Die Wahrheit ist, dass Frankreich seine

Wettbewerbsfähigkeit in den vergange-

nen 20 Jahren verloren hat.“

EU-Kommissionspräsident José Manuel

Barroso, 16.5.2013, Handelsblatt

Für entwickelte Länder ist der industrielle Sek-

tor wichtig, weil in ihm maßgeblich für den Ex-

port produziert wird. Mit den Exporterlösen

können dann wiederum die Importe von Roh-

stoffen, Konsum-, Investitions- und Vorproduk-

ten finanziert werden. Reichen die Exporte da-

für nicht aus, dann entstehen Außenhandelsde-

fizite. Und diese müssen in der Regel mit Kredi-

ten aus dem Ausland finanziert werden. Ein

Land, das sich in einer solchen Situation befin-

det, hat eine negative Leistungsbilanz.

Frankreich hatte zu Beginn der Währungsunion

im Jahr 2001 noch einen deutlichen Leistungs-

bilanzüberschuss von gut 25 Milliarden Euro

beziehungsweise knapp zwei Prozent der Wirt-

schaftsleistung. Die französische Leistungsbi-

lanz verschlechterte sich in den nächsten Jah-

ren kontinuierlich und drehte 2005 ins Minus.
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Im Jahr 2011 hat sich inzwischen ein Defizit

von 43 Milliarden Euro beziehungsweise gut

zwei Prozent der Wirtschaftsleistung aufgebaut.

Produktivität

Sie ist ein Maßstab für Effizienz einer

Produktion. Sie setzt die Menge der er-

zeugten Güter ins Verhältnis zu den

eingesetzten Produktionsfaktoren. Von

zentraler Bedeutung ist die Arbeitspro-

duktivität. Sie misst die Menge der er-

zeugten Güter im Verhältnis zur einge-

setzten Arbeitsmenge. Je mehr Ma-

schinen zum Einsatz kommen, desto

höher ist in der Regel die Menge der

hergestellten Güter im Verhältnis zu ei-

ner Einheit eingesetzter Arbeitskraft

(z.B. pro Kopf oder pro Stunde).

Für die Wirtschaft eines ganzen Landes

ergibt sich die Arbeitsproduktivität auf

der Basis der eingesetzten Arbeitsstun-

den, indem der Wert der hergestellten

Güter und Dienstleistungen (Bruttoin-

landprodukt) durch die Gesamtzahl der

geleisteten Arbeitsstunden geteilt wird.

Sind außer dem deutschen Michel alle faul?

Hat die Franzosen seit der Einführung des Eu-

ros auch dieses merkwürdige Syndrom erfasst,

dass viele Deutsche bei den Einwohnern der

anderen Krisenstaaten glauben ausgemacht zu

haben: eine plötzliche Träg- und Faulheit?

Schon allein der simple Vergleich des Anstiegs

der realen Wirtschaftsleistung und der Anzahl

der geleisteten Arbeitsstunden von Frankreich

und Deutschland zwischen 2000 und 2012

spricht dafür, dass an dieser These nichts dran

ist. Der Wert der Summe der hergestellten Gü-

ter und Dienstleistungen stieg in beiden Län-

dern um vierzehn Prozent. Hergestellt wurde

dieses Plus an Güter- und Dienstleistungen in

Deutschland mit einer so gut wie unveränder-

ten Anzahl von Arbeitsstunden. In Frankreich

nahmen die geleisteten Arbeitsstunden in den

letzten zwölf Jahren hingegen geringfügig um

rund zwei Prozent zu.

Mit dieser „Mehrarbeit“ haben die französi-

schen Erwerbstätigen die leicht geringere Pro-

duktivitätsentwicklung ausgeglichen und eine

gleiche Zunahme der hergestellten Güter und

Dienstleistungen erreicht wie ihre Kolleginnen

und Kollegen in Deutschland. Das Produkti-
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onsergebnis je Arbeitsstunde, also die Arbeits-

produktivität, stieg in Deutschland zwischen

2000 und 2012 um 14 Prozent. In Frankreich

war der Anstieg mit zwölf Prozent fast genauso

hoch.

Die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen

Produktivität in Frankreich und Deutschland

liefert damit keinen Hinweis darauf, dass die

deutsche Produktionstechnik oder die Arbeits-

organisation sich deutlich effektiver als in

Frankreich entwickelt hat. Insbesondere wenn

dabei berücksichtigt wird, dass in Frankreich

der in der Regel weniger produktive Dienstleis-

tungssektor im betrachteten Zeitraum gesamt-

wirtschaftlich an Bedeutung gewonnen hat,

wohingegen in Deutschland der Anteil des in

der Regel produktiveren Industriesektors zu-

nahm. Wenn aber die Entwicklung der Produk-

tivität keine Erklärung dafür bietet, dass der

industrielle Sektor in Frankreich im Vergleich zu

Deutschland an Bedeutung verloren hat und

die französische Handelsbilanz negativ wurde,

dann muss es dafür andere Gründe geben.

Französische Löhne: maßlos oder

vorbildlich?

Für die Aufnahme oder Fortführung einer

kommerziellen Produktion ist es entscheidend,

zu welchem Preis die produzierte Ware an-

schließend angeboten werden kann. Allein die

Arbeitsproduktivität, also das Produktionser-

gebnis je geleisteter Arbeitsstunde, gibt darauf

keine Antwort. Dazu muss zusätzlich der zu

zahlende Lohn plus Lohnzusatzkosten je Ar-

beitsstunde berücksichtigt werden. Die franzö-

sischen Beschäftigten bekamen nach Abzug

der Preissteigerung im Jahr 2011 knapp 16

Prozent mehr pro Stunde als 2001. Das ist kein

Wunder. Anstatt einer Lohndumpingagenda à

la Schröder gibt es im Nachbarland einen all-

gemein garantierten gesetzlichen Mindestlohn

von 9,50 Euro, der jährlich entsprechend der

allgemeinen Lohnentwicklung angepasst wird.

Die Deutschen sind "ärmer als der

Durchschnitt, sie leben nicht so lange

wie die anderen, sie haben keine Kin-

der, und die Ausländer suchen das

Weite, weil sie nicht länger mit ihnen

leben wollen".

Linkspartei-Chef Jean Luc Mélenchon,

Spiegel Online, 10.6.2013

In Deutschland dagegen war es für die Be-

schäftigten fast ein verlorenes Jahrzehnt. Ihr

Entgelt pro Stunde stieg lediglich um zwei Pro-

zent. Wird das jährliche Arbeitnehmerentgelt

anstatt auf die Anzahl der geleisteten Arbeits-

stunden auf die Anzahl der Beschäftigten ver-

teilt, sank ihr Entgelt sogar um ein Prozent.
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Verteilungsneutraler Spielraum bei

Lohnerhöhungen

In der Buchhaltung einer Volkswirt-

schaft wird der geschaffene Produkti-

onswert auf die Lohn- und Gewinnein-

kommensbezieher aufgeteilt. Eine

Lohnerhöhung wird als verteilungsneut-

ral bezeichnet, wenn dadurch der Anteil

der Löhne am geschaffenen Produkti-

onswert nicht zunimmt. Können zum

Beispiel mit der gleichen Arbeitszeit

mehr Güter- und Dienstleistungen her-

gestellt werden, dann steigt die Produk-

tivität. Bleiben die Löhne gleich hoch,

dann fließt der zusätzlich geschaffene

Wert komplett in die Gewinneinkom-

men. Das gleiche gilt auch, wenn die

Preise steigen. Der Produktionswert

nimmt in diesem Fall ebenfalls zu. Blei-

ben die Löhne auch in diesem Fall

gleich, dann fließt der zusätzlich ge-

schaffene Wert wiederum komplett in

die Gewinneinkommen. Um den Anteil

der Lohn- und Gehaltsbezieher am Ge-

samtwert der hergestellten Güter und

Dienstleistungen gleich zu lassen,

müssten die Löhne wenigstens in der

Höhe der Zunahme der Produktivität

und der Preissteigerung wachsen. In

diesem Fall wäre der verteilungsneutra-

le Spielraum genau ausgeschöpft.

Das liegt daran, dass in Deutschland die An-

zahl der Beschäftigten zugenommen hat, wäh-

rend die Summe der geleisteten Arbeitsstunden

fast gleich blieb. Dies ist auf eine Zunahme der

Prekär- und Teilzeitbeschäftigung in Deutsch-

land zurückzuführen.

In Frankreich dagegen stieg das durchschnittli-

che Entgelt je Beschäftigtem um zwölf Prozent.

Haben die französischen Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer sich also zu viel in die Ta-

sche gesteckt?

Nein, denn der Lohnanteil der französischen

Beschäftigte am Gesamtwert aller hergestellten

Güter und Dienstleistungen blieb seit der Ein-

führung des Euros bis heute fast gleich. Das

bedeutet, dass der sogenannte verteilungs-

neutrale Spielraum von den französischen Be-

schäftigten genau ausgeschöpft wurde. Das

Verhältnis aus Lohn- und Gewinneinkommen

blieb damit in Frankreich gleich. Im Ergebnis

waren die französischen Lohnabschlüsse also

nicht zu hoch, sondern maßvoll.

Da Preise und Produktivität in Deutschland sich

seit der Euroeinführung sehr ähnlich wie in

Frankreich entwickelten, hatten die deutschen

Löhne fast den gleichen verteilungsneutralen

Spielraum wie im Nachbarland. Der wurde in

Deutschland aber nicht annähernd ausge-

schöpft. Eine kurze Ausnahme ist das mit Son-
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dereffekten verbundene Krisenjahr 2009. Ins-

gesamt hätten die deutschen Löhne 2012 um

rund 20 Prozentpunkte höher sein müssen, um

den verteilungsneutrale Spielraum wie in

Frankreich auszuschöpfen.

Durch die Lohnzurückhaltung rissen sich die

deutschen Unternehmer einen immer größeren

Anteil am volkswirtschaftlichen Kuchen unter

den Nagel. Da die Gewinneinkommen überpro-

portional von den Reichen bezogen werden,

wird auch dadurch in Deutschland die Einkom-

mens- und Vermögensverteilung immer unge-

rechter. Die Agenda-Politik von Schröder und

die marktonforme Demokratie à la Merkel ver-

körpern das deutsche Modell eines verschärf-

ten Klassenkampfs, das durch die Erpres-

sungspolitik der Troika in brutalster Art und

Weise den Krisenländern aufgezwungen wird.

In Griechenland wurden die Reallöhne in den

letzten drei Jahren um 17 Prozent, in Portugal

um acht und in Spanien um sieben Prozent

nach unten gepeitscht. In Griechenland und

Portugal liegen damit die Reallöhne inzwischen

niedriger als zur Einführung des Euros!

Frankreich hat sich bisher dem Modell des

deutschen Lohndumpingmodell verweigert. Die

französischen Löhne stiegen in den letzten drei

Jahren weiter maßvoll.

Frankreichs Wettbewerbsfähigkeit

Wieso ist Frankreichs Wettbewerbsfähigkeit

durch seine maßvolle Lohnentwicklung unter

die Räder gekommen?

Wettbewerbsfähigkeit von Ländern

Unternehmen verschwinden vom Markt,

wenn sie nicht mehr wettbewerbsfähig

sind. Bei Ländern ist das nicht so ein-

fach. Allerdings kann die Produktion

verschwinden, die in einem Land ange-

siedelt ist. Deshalb wird im Zusammen-

hang mit der Wettbewerbsfähigkeit bei

Ländern auch oft von Produktionsstan-

dorten geredet. Für die Wahl eines

Produktionsstandortes spielen viele

Faktoren eine Rolle. Die Infrastruktur,

also zum Beispiel die Straßen- und

Schienenanbindung oder die Qualifizie-

rung der zur Verfügung stehenden Be-

schäftigten. Von entscheidender Be-

deutung ist jedoch die preisliche Wett-

bewerbsfähigkeit, also der Vergleich

der Herstellungskosten je Produktions-

einheit an einem Produktionsstandort.

Diese Herstellungskosten werden maß-

geblich von den Lohnkosten bestimmt.

Eine preisliche Wettbewerbsfähigkeit ist

immer nur relativ, ergibt sich also aus

dem Vergleich mit den Produktionskos-

ten in anderen Ländern.
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Die Erklärung ist simpel: Wettbewerbsfähigkeit

ist immer relativ. Frankreich ist in Schwierigkei-

ten geraten, weil die deutschen Unternehmen

ihre Waren durch die massive Lohnzurückhal-

tung billiger anbieten konnten als die französi-

schen bei einer moderaten Lohnentwicklung.

Die Löhne sind ein zentraler Faktor für die

preisliche Wettbewerbsfähigkeit. Kapitalkosten,

also die Zinshöhe, sind weniger bedeutsam.

Das liegt unter anderem auch daran, dass die

Kreditmärkte inzwischen sehr stark internatio-

nalisiert sind. Die preisliche Wettbewerbsfähig-

keit auf der Basis der Löhne wird durch die

Lohnstückkosten zum Ausdruck gebracht. So

kann beispielsweise ausgerechnet werden,

welche Lohnsumme an einem Produktions-

standort für die Produktion eines Autos not-

wendig ist. Für die gesamte Volkswirtschaft

können Lohnstückkosten als Verhältnis zwi-

schen gesamter Lohnsumme und dem Ge-

samtwert der hergestellten Güter und Dienst-

leistungen ausgedrückt werden.

Die Steigerung der Wirtschaftsleistung war in

Frankreich und Deutschland seit der Einfüh-

rung des Euros gleich hoch. Die auseinander-

laufende Entwicklung bei den Lohnstückkosten

im Ländervergleich muss daher

maßgeblich auf das deutsche Lohn-

dumping zurückzuführen sein. Der

entstandene Abstand zu Frankreich

konnte durch die deutschen Lohnab-

schlüsse in den letzten zwei Jahren

nicht geschlossen werden.

Dagegen haben sich die Lohnstück-

kosten der Krisenländer Portugal,

Spanien und Griechenland in den

letzten drei Jahren deutlich verrin-

gert. Die relative Wettbewerbsfähig-

keitslücke zu Deutschland konnte

durch ein teils mörderisches Lohn-,

Renten- und Sozialkürzungsdiktat

der Troika fast geschlossen werden.

Der Preis dafür sind eine exorbitante

Massenarbeitslosigkeit und eine ver-

festigte Dauerrezession in den be-

troffenen Ländern, die sich auf die

gesamte Eurozone ausweitet.

Deutlich wird an dem Verlauf der

Lohnstückkosten, dass Frankreich

verstärkt durch die deutsche Agen-

da-Politik von Rot-Grün zwischen

2003 und 2007 unter Druck geriet. In

dieser Zeit öffnete sich die Schere

zwischen der französischen und

deutschen Lohnkostenentwicklung.

In den letzten drei Jahren erhöht sich

der Druck auf Frankreich durch Mer-

kels Agenda-2020-Diktat für die Eu-

rozone. Denn auf der einen Seite

wird die Lücke zu den deutschen

Lohnstückkosten nicht kleiner und
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auf der anderen Seite steigt die relative Wett-

bewerbsfähigkeit der Krisenländer gegenüber

Frankreich durch das Lohnkürzungsdiktat der

Troika. Verglichen mit dem Niveau bei Einfüh-

rung des Euros haben diese Länder inzwischen

sogar den französischen Anstieg bei den Lohn-

stückkosten unterboten und sich so auf den

„deutschen Weg“ zwingen lassen. Das wiede-

rum erhöht den Druck auf die französische

Handelsbilanz. Das Land gerät nun in Gefahr,

Handelsanteile an die Krisenländer abzugeben.

Deutsches Lohndumping drückt französi-

sche Handelsbilanz ins Minus

Noch im Jahr 2003 waren die fran-

zösische Warenimporte und Wa-

renexporte so gut wie ausgegli-

chen. Das Defizit von sechs Milliar-

den war vernachlässigbar und lag

im Verhältnis zur französischen

Wirtschaftsleistung im Promillebe-

reich. Mit der Umsetzung der

Agenda-Politik in Deutschland und

parallel zu der damit verursachten

Senkung der deutschen Lohn-

stückkosten stieg das Defizit der

französischen Handelsbilanz stark

an und erreichte im Jahr 2008 ei-

nen negativen Saldo von 68 Milli-

arden Euro. Das entsprach einem

Saldo von dreieinhalb Prozent der

gesamten französischen Wirt-

schaftsleistung.

Frankreich ist ein international be-

liebtes Reiseziel und hat damit tra-

ditionell eine deutlich positive

Dienstleistungsbilanz. Im Jahr 2012

konnte so knapp ein Viertel des

Handelsbilanzdefizits ausgeglichen

werden. Das bewahrte Frankreich

bisher davor, dass sein Leistungs-

bilanzdefizit im Verhältnis zur Wirt-

schaftsleistung noch knapp unter

dem Grenzwert von drei Prozent

lag, der im sogenannten Verfahren

für makroökonomische Ungleich-

gewichte als kritischer Wert von der

EU-Kommission definiert ist.

Die Entwicklung der Handelsbilanz zwischen

Deutschland und Frankreich bestätigt die deut-

sche Verantwortung für die französische Situa-

tion. Für Frankreich ist Deutschland mit großem

Abstand der wichtigste Handelspartner. Rund

16 Prozent der französischen Wareneinfuhren

kamen 2008 aus Deutschland. In umgekehrter

Richtung wanderten knapp 15 Prozent aller

französischen Exporte nach Deutschland. Der

deutsche Handelsüberschuss stieg bis 2003

kaum. Zwischen 2003 und 2008 dagegen er-

folgte fast eine Verdopplung. Rund 20 Prozent

des gestiegenen französischen Handelsbilanz-
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defizits waren in diesem Zeitraum auf den di-

rekten Warenaustausch mit Deutschland zu-

rückzuführen. Heimische französische Produk-

tion wurde durch Importe aus Deutschland ver-

drängt. Prozentual am stärksten haben zwi-

schen 2000 und 2012 die deutschen Exporte

von Nahrungs- und Genussmitteln nach Frank-

reich zugenommen. Sie stiegen um 80 Prozent

und damit drei Mal so stark wie die Exporte des

Maschinen-, Fahrzeug- und Elektrosektors. Am

stärksten legte die Ausfuhr deutscher Waren

zu, deren Herstellung arbeitsintensiv ist und

damit am meisten vom Lohndumping profitiert

haben. Das gleiche Bild ergab sich bei Grie-

chenland und Italien. Das wurde bereits in mei-

nen Texten „Deutsch-griechische Tragödie“

und „Wird Italien zum Schicksal des Euros?“

beschrieben. Zwar ist der Anteil der Maschinen

und Fahrzeuge an den Gesamtexporten nach

Frankreich nach wie vor immer noch am höchs-

ten. Aber dieser Anteil nahm durch den rasan-

ten Anstieg der anderen Branchen im betrach-

teten Zeitraum deutlich ab. Der Anteil dieses

klassischen Exportsegments fiel zwischen 2000

und 2012 von 57 auf 49 Prozent.

Die Auswirkungen des deutschen Lohndum-

pings sind aber nicht nur auf den direkten

Warenaustausch mit Frankreich beschränkt.

Denn deutsche und französische Unternehmen

konkurrieren auch auf dem weltweiten Export-

markt miteinander. Die staatlich geförderte ein-

seitige Fixierung auf die Steigerung der deut-

schen Wettbewerbsfähigkeit führte auch dazu,

dass französische Unternehmen Umsätze auf

dem Weltmarkt an deutsche Unternehmen ver-

loren. Aufgrund des hohen deutschen Anteils

am globalen Warenhandel ein nicht unbeträcht-

liches Problem.

Der deutsche Exportextremismus in einem ge-

meinsamen Währungsraum hat außerdem da-

für gesorgt, dass der Euro für französische

Verhältnisse gegenüber dem Dollar zu teuer

und für deutsche Verhältnisse zu billig war. Für

französische Unternehmen machte der zu star-

ke Euro gegenüber dem Dollar ihre Produkte

außerhalb des Euroraums zu teuer. Umgekehrt

war dadurch der französische Kauf von Waren

im Ausland für eine ausgeglichene Handelsbi-

lanz zu billig. Das erhöhte die Importe. Beide

Effekte waren Gift für die französische Außen-

handelsbilanz.

Kein Wunder, dass unter diesen Bedingungen

die deutschen Exporte in den außereuropäi-

schen Dollarraum seit der Einführung des Eu-

ros extrem stark und ungebremst angestiegen

sind. Sie stiegen zwischen 2000 und 2010 um

gut 85 Prozent. Eine eigene deutsche Währung

hätte in diesem Zeitraum gegenüber dem Dol-
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lar stärker aufgewertet und so die deutschen

Waren verteuert.

So gesehen hat Deutschland sogar von den

Außenhandelsdefiziten der anderen Länder

profitiert. Der Exportvizeweltmeister konnte sich

hinter dem Berg an Defiziten der südlichen

Länder in der Eurozone verschanzen und aus

vollen Rohren ungebremst in die ganze Welt

exportieren, ohne dass dies den Euro gegen-

über dem Dollar verteuerte. Das wirkte wie eine

Subvention für den deutschen Exportsektor.

Diese Situation hat sich zwar in den letzten drei

Jahren aufgrund der niedrigeren Handelsbi-

lanzdefizite der Krisenländer etwas relativiert,

aber nicht grundsätzlich verändert. Zum einen,

weil stattdessen die französischen Defizite an-

stiegen. Zum anderen sind die Handelsüber-

schüsse der anderen Länder relativ gesehen

immer noch deutlich niedriger als die Deutsch-

lands, womit der beschriebene Wechselkursef-

fekt in einer gemeinsamen Währung zugunsten

Deutschlands grundsätzlich erhalten bleibt.

Die Verbesserung der Leistungsbilanzen der

Krisenländer durch ein mörderisches Kür-

zungsdiktat war für Merkel die einzige Möglich-

keit, um den Euro zu erhalten und dabei deut-

sche Transferzahlungen an die Krisenländer

genauso zu vermeiden wie eine Abkehr von der

Klassenkampfpolitik von oben à la Agenda

2010 in Deutschland.

Agenda 2020 für Frankreich oder Aufstand

der Südländer

Frankreich wird nie Hilfen aus dem sogenann-

ten Europäischen Rettungsmechanismus ESM

bekommen. Erstens würde damit der zweit-

größte Garantiegeber des ESM ausfallen und

außerdem würde die zweitgrößte Ökonomie

der Eurozone die Kapazitäten des Rettungs-

mechanismus sprengen. Außerdem erscheint

es politisch ausgeschlossen, dass sich Frank-

reich als stolze Grande Nation jemals offiziell

dem Diktat der Troika unterwerfen wird.

Frankreich bleiben daher nur zwei grundsätzli-

che Antworten auf den von Merkel vorangetrie-

benen Agenda-2010-Vormarsch in Europa.

„Die EU-Kommission hat uns nicht zu

diktieren, was wir zu machen haben",

Frankreichs Präsident François

Hollande, 30.5.2013.

Die erste Möglichkeit besteht darin, dass das

Land „freiwillig“ das deutsche Exportmodell

übernimmt und eine Agenda 2020 im Land um-

setzt. Dazu gehören dann Renten- und Lohn-

kürzungen genauso wie eine Abschaffung oder

zumindest Schleifung des flächendeckenden

und allgemeinverbindlichen Mindestlohns. Die-

ses Szenario birgt für die französische Gesell-

schaft eine enorme Sprengkraft. Es würde zwar

die französischen Leistungsbilanzdefizite besei-
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tigen, aber die französische Wirtschaft in eine

längere Rezession stürzen. Arbeitslosigkeit und

soziale Verwerfungen würden zunehmen. Dazu

kommt, dass dies in der französischen Öffent-

lichkeit zu Recht als inoffizielle Kapitulation vor

Deutschland wahrgenommen werden würde.

Es bleibt deshalb fraglich, ob dieser Kurs über-

haupt politisch durchgehalten werden könnte.

Für die Bevölkerung der gesamten Eurozone

würde ein solches Einknicken Frankreichs end-

gültig die Zementierung einer verlorenen Zu-

kunft bedeuten. Ein Ausweg aus Massenar-

beitslosigkeit und sozialem Rückschritt ist in

diesem Szenario für die gesamte Eurozone

nicht erkennbar. Ein besseres Leben für die

Mehrheit der Bevölkerung würde einem Wett-

bewerbswahn und einer verschärften

Klientelpolitik für die Superreichen geopfert

werden. Außerdem würden so die Außenhan-

delsdefizite den Handelspartnern außerhalb

des Euroraumes aufgezwungen werden. Mittel-

fristig würde durch die Verlagerung der Un-

gleichgewichte eine globale Krise entstehen.

Die zweite Möglichkeit für Frankreich ist, einen

Aufstand der Südländer gegen Deutschland

anzuführen. Gemeinsam könnten sie Deutsch-

land damit drohen, aus dem Euro auszutreten,

um anschließend sofort gemeinsam einen Euro

II zu gründen. Die Krisenländer wären damit

aus dem alten Währungsgefängnis ausgebro-

chen. Deutschland würde so mit einem Mal

seine Vorteile aus der gemeinsamen Währung

verlieren. Das zurückgelassene Währungsge-

biet des Euro I würde massiv aufwerten und

damit die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der

darin liegenden Länder stark verringern. Die

deutschen Exporte würden einbrechen und die

Importe steigen. Die exorbitanten deutschen

Leistungsbilanzüberschüsse würden zusam-

menschmelzen.

Die Androhung dieser Option hätte ein hohes

Drohpotential gegenüber der herrschenden

Politik hierzulande. Möglicherweise könnte so

die deutsche Politik zu einer sukzessiven Ab-

kehr von ihrer extremen Exportorientierung

gebracht werden – also zu höheren Löhnen

und damit zu einer Stärkung der Binnen-

nachfrage. Auf der anderen Seite birgt dieses

Szenario ein hohes Konfliktpotential gegenüber

Deutschland. Außerdem müssten sich die be-

troffenen Länder auf ein gemeinsames Vorge-

hen einigen. Bislang scheitert das daran, dass

selbst einige Regierungen der Krisenländer den

neoliberalen Heilslehren aufsitzen. Hinzu

kommt, dass reaktionäre Kräfte, die die jeweili-

gen nationalen Kapitalinteressen vertreten,

Lohn- und Sozialabsenkungen begrüßen. Mer-

kel hat in den Krisenländern auf der Kapitalsei-

te ihre Bündnispartner.

Zunächst müsste sich aber sowieso erst einmal

der französische Präsident Hollande für einen

solchen offenen Widerstand gegen Merkel ent-

scheiden. Doch vieles spricht dafür, dass

François Hollande nicht zu dieser Maßnahme

greifen, sondern stattdessen den lavierenden

Kurs weiterfahren wird, nämlich ein bisschen

Agenda-2020-Reform und ein bisschen Wider-

stand gegenüber dem deutschen Lohndum-

pingdiktat. Dies bedeutet jedoch, dass die Eu-

rokrise durch die herrschende Politik in Europa

zu Lasten der Bevölkerung weiterschwelen

wird. Von einer Lösung bleibt man weit entfernt.

Weitere Analysen zur Krise in Europa

und insbesondere zu den Alternativen

der LINKEN sind unter

www.michael-schlecht-mdb.de

u.a. in folgenden Papieren zu finden:

„Merkel gefährdet Europa“ und „Fis-

kalpakt abwehren – umfairteilen!“

Dort befindet sich auch eine Power-

point-Präsentation der Grafiken.


